
Protokoll

der im Ffädfifchen Sifeungsfaale Stattfindenden 6 . öffentlichen

gemeinderats*Siftung der Stadt Zwettl

am 3o.Juni IQ 65

Vorfitjender ' Bür£eme.is.t.er....P-r.anz..„EI.SL

gegenwärtig die ßerren:

1 .VizebürgermeHfer: .Dr...Antan...üENK

2. Vizebiirgermeister: OSR.Josef PEXIDER

öcfdlflitsiÜhrsnde @eineinderäte I .....E.hr.e.nfrie.d...Teufl, Anton Lindner f

Dr. •Her.ibert...M.ay.lntqn..l.oller.,- Leopold ...Anderl

6emeiruleräfe* Dir.Franz Schmöllerl, Hermann Feucht, Franz Gretzel,

Dr.Edgar Rosenmayr, Dr.Rudolf Wolf, Ing.Rudolf glatner, Franz R.u.p.p.re.e.ht
(ab Pkt.8)

Dipl.Ing.Ewald Schwarz, Labg.Anton Ander1,Josef Hölzl, Georg Katzgraber

Rupert Binder, Karl Haider

enffchuldigf; - ....

Ilicht entichuldigt:

nachdem der Porli^ende die Berchluf$fähigkeif der Ueriammlung konitatiert

hat, wird die Sifcung eröffnet.



Vor Eingang in die Sitzung begrüßt der Bürgermeister den wieder¬

genesenen GR.Katzgraber.

1.) Planung eines neuen Kindergartens;Beauftragung eines Archi¬
tekten.

Der vom hä.Bautechniker ausgearbeitete Plan eines neuen Kinder¬

gartens in der Brühl wurde vom Amt der n.ö.Landesregierung nicht

genehmigt, sondern verlangt, daß ein Architekt mit der Ausarbei¬

tung eines solchen Planes beauftragt werden sollte. Um keine Zeit

zu verlieren, wurde im städt.Schulausschuß beschlossen, mit der

Ausarbeitung eines Vorentwurfes Dipl.Ing.Architekt Herbert Hartl,

Wien 19.,Reithslegasse 16, zu beauftragen. Die nachträgliche Ge¬

nehmigung zu dieser Auftragserteilung durch den Gemeinderat wird

beantragt.

Nach eingehender Debatte, an der sich Vizebgm.OSR.Pexider, Stadt¬

rat Dr.May, Vizebgm.Dr.Denk und GR.Schmöllerl beteiligen, wird

über Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig beschlossen, zwei

Herren des Gemeinderates sollen bei der zuständigen Stelle der

n.ö.Landesregierung vorstellig werden und sich dabei erkundigen,

warum der von Baumeister Prokop ausgearbeitete Planentwurf nicht

entspricht, per vorgefaßte Beschluß wird jedoch wiederum widerrufen.

Einstimmig angenommen,

VizQbgm.OSR.Pexider führt noch an, wenn nicht er selbst sowie auch

GR.Labg.Anderl persönlich nachgefragt hätten, wüßte die Gemeinde

bezüglich Erstellung eines neuen Planes durch einen Architekten

noch immer nicht Bescheid und das ganze Projekt würde immer wieder

unnötig verzögert werden.

2.) Darlehensaufnahmen.

Zur Durchführung der im Voranschlag vorgesehenen Straßenbauar¬

beiten wurde im Wirtschafts- und Finanzausschuß gemeinsam beschlos¬

sen, an die Sparkasse Zwettl um Aufstockung des seinerzeit im

Jahre 1957 gewährten Darlehens von S 600.000,—, das derzeit mit

S 15o.ooo,— aushaftet, heranzutreten. Diese neuerliche Darlehens¬

aufnahme wird einstimmig beschlossen,

Zur Finanzierung der Kanal- und Wasserleitungsbauten soll weiters

ein Darlehen von S 5 Millionen aufgenommen werden. Die Girozentrale

der österr.Sparkassen hat mit Promesse vom 22.6.1965 sich bereit-

erklärt, der Stadtgemeinde Zwettl gemeinsam mit der Sparkasse der

Stadt Zwettl ein Darlehen von 5 Millionen Schilling zur Vorfi¬

nanzierung der Mithilfe des WWF zum Bau einer Großkläranlage und

Kanalisation auf die Dauer von 5 Jahren zu 7$iger Verzinsung p.a.

gegen Abtretung der anfallenden Lohnsummen- und Getränkesteuer zu

gewähren. Die genannte Darlehensaufnahme wird einstimmig beschlossen.

Der Bürgermeister berichtet von der Vorsprache bei der Girozentrale

d.österr.Sparkassen und hebt hervor, daß die Gemeinde bei dieser

Darlehensgewährung je nach Bedarf Beträge abheben könne und so

nicht für den ganzen Darlehensbetrag Zinsen bezahlen müsse.

3.) Grundverkauf.

Herr Franz Grad, Zwettl, Allentsteigerstraße 4, hat um käufliche
2

Überlassung von ungefähr 2om gemeindeeigenen Grundes zur Errich¬

tung einer Garage bei dem seiner Schwiegermutter Frau Barbara Preiß

gehörigen Hause angesucht.

Der Stadtrat hat bereits in seiner Sitzung vom 24.9.1963 grund¬

sätzlich beschlossen, den Verkauf dieses Grundes zum Preis von S 4o,-

pro m dem Gemeinderat zu empfehlen. Lt.Anmeldungsbogen Nr.6/1965

des Vermessungsamtes hat nun die endgültige Vermessung stattge-
2

funden und wären somit 17m Grund vom gemeindeeigenen Grundstück

Nr.467/2, EZ.23,KG.Oberhof, an Frau Barbara Preis, Zwettl,Allent-
2

3teigerstraße 4, zum Preis von S 4o,— pro m zu verkaufen. Auf



Grund des seinerzeitigen. Stadtratbeschlusses war dem eingangs

Genannten auch die Errichtung einer Garage baubehördlich bewilligt

worden. Die Empfehlung des Stadtrates wird einstimmig beschlossen,

4.) 2o kV Verbindungsleitung der Newag Nd.Strahlbach-Zwettl.

Bei der Errichtung einer neuen 2okV-Verbindungsleitung Nd.Strahl¬

bach nach Zwettl, die die zusätzliche Anspeisung für das Ortsnetz

Zwettl sicherstellen soll, werden folgende gemeindeeigenen Grund¬

stücke bzw.Teile von öffentl.Gut durch Überspannung in Anspruch

genommen: Grundst .Nr. 222/3,466/1 und 466/2, alle inneliegend unter

EZ.23,KG.Oberhof, sowie die zum öffentl.Gut VZ.II gehörigen Grund-

stücke(wege) 2323,1 o71 ,1 o72/1 , 1o86,1o76/3 und 176/4."Damit würde

der Newag das Recht eingeräumt der Errichtung des Bestandes und

Betriebes, der Überprüfung, der Erneuerung, des Umbaues und der

Instandhaltung, der Führung der Leitungsdrähte über diese Grund¬

stücke, der Entfernung der den sicheren Betrieb und Bestand der

elektr.Litung gefährdenden Bäume, Äste und Strauchwerk und außerdem

würde gestattet der jederzeitige Zugang und, soweit notwendig und

zweckmäßig, die jederzeitige Zufahrt mit Fahrzeugen jeder Art zu den

Leitungsahlagen und zum Zwecke der Vornahme der eingangs genannten

Arbeiten und Vorkehrungen. Außerdem würde sich die Gemeinde ver¬

pflichten

a) alles zu unterlassen, was eine Beschädigung oder Störung der

elektr.Leitung zur Folge haben könnte und

b) alle vorbezeichneten Rechte und Gestattungen sowie Verpflich¬

tungen auch auf ihre Rechtsnachfolger zu übertragen.

Die durch den Bau und die Erhaltung der Leitung entstehenden Flur¬

schäden hat die Newag jeweils angemessen bar zu vergüten.

Es wird beantragt, dieser Regelung zuzustimmen-, Einstimmig angenommen,

5.) Fischereirevier "Großer Kamp II/2",Verlängerung der Verpachtung;

Der Angelsportverein Maria Hilf ist auf Grund des Bescheides der

BH.Zwettl vom 2o.1o.B55, Zl.IX-933/7-1955, Pächter des Fischerei-

pachtrevieres "Großer Kamp II/2". Nachdem die Pachtung im Wege der

Versteigerung erfolgte, hat der Angdsportverein Maria Hilf nun um

Verlängerung der Pachtdsuer um weitere 1o Jehre gemäß § 15, Abs.4

des n.ö.Fischereigesetzes angesucht. Eigentümer dieses Revieres

sind die Gutsinhabung Schloß Rosenau zu 3o$, die Stadtgemeinde

Zwettl zu 3o$, die Gutsinhabung Rastenberg zu 2o$ und die Gemeinde

Roiten zu 2o^. Von der BH. Zwettl wurden die vorgenannten Eigen¬

tümer mit Schreiben vom 10.3*1965 aufgefordert, zur Weiterverpach¬

tung Stellung zu nehmen. Der bisherige Pachtzins betrug S 3.1oo,—

pro Jahr. Mit neuerlichem Schreiben vom 21.6.1965, Zl.IX/F-2/46-

1965, hat nun die BH.Zwettl den Eigentümern des Pachtrevieres die

Stellungnahme des Fischereirevierausschusses I/Krems a.d.Donau

übermittelt, welcher vorschlägt, den Pachtschilling um 4o$ zu err

höhen und gleichzeitig darauf verwiesen, falls innerhalb von 14

Tagen keine Stellungnahme der Grundeigentümer zu diesem Vorschlag

einträfe, würde die Weiterverpachtung zu einem um 4o$ erhöhten

Pachtschilling erfolgen.

Jber Beschluß des Stadtrates wurden die Miteigentümer, und zwar die

GutsVerwaltung Rastenberg und die Gemeinde Roiten um ihre Stellung¬

nahme ersucht. Die GutsVerwaltung Rastenberg hat mitgeteilt, daß sie

einer Weiterverpachtung nur dann zustimmen würde, wenn der Jahres¬

pachtzins auf mindestens S 5.000 erhöht würde. Die Gemeinde Roiten

würde ebenfalls einen Mindestpachtzins von S 6.000 vorschlagen.

Auch der Stadtrat war der Meinung, daß mindestens S 5.000 an Pacht¬

schilling verlangt werden sollte.



Nach eingehenden Erwägungen wird einstimmig beschlossen, den Ver¬

such zu machen, den 3o$igen Anteil der Windhag'sehen Stiftung käuf¬

lich zu erwerben. Sollte dies nicht möglich sein, wird ein Pacht-

schillung in der Höhe von S 5.ooo festgesetzt.

6.) Rauchfangkehrergewerbe, Antrag auf Erhöhung des max.Tarifes.

Das Amt der n.©.Landesregierung, Abt.v/1, hat mit Erlaß vom 19.5.

1965, GZ.V/1 -38/11-1965, bekanntgegeben, daß sich die n.ö.Landes¬

innung der Rauchfangkehrer an das Amt der n.ö.Landesregierung ge¬

wandt hat wegen wesentlicher Erhöhung der Unkostenfaktoren den im

LGBl.f.das Land N.Ö. vom 25.4.1962 unter Nr.73 verlautbarten Maxi¬

maltarif für das Rauchfangkehrergewerbe neu festzusetzen und die

im geltenden Maximaltarif angeführten Ansätze mit 1.1.1965 um 25$

zu erhöhen.

Die Gemeinden wurden nun aufgefordert, binnen 6 Wochen nach Erhalt

des Runderlasses einen Gemeinderatsbeschluß in dieser Sache einzu¬

holen und diesen in einer beglaubigten Abschrift dem Amt der n.ö.

Landesregierung vorzulegen.

Stadtrat Dr.May und GR.Labg.Anderl erklären namens ihrer Fraktion,

daß eine 25$ige Erhöhung zu hoch sei und gerade die öffentlichen

Stellen die Verpflichtung hätten, der laufenden Preissteigerungs¬

welle Einhalt zu bieten. Eine genaue Kalkulation wäre die einzige

Möglichkeit, die prozentmäßige Erhöhung feststellen zu können.

Außerdem seien seit der letzten Gebtihrenerhöhung erst drei Jahre

vergangen. Die Hälfte der 25$, also ca.12$, erscheinen nach den

Lohnerhöhungen der letzten Jahre zur Aufrechnung berechtigt.

Das Schreiben der n.ö.Landesregierung soll in diesem Sinne be¬

antwortet werden.

7.) Freiw.Feuerwehr der Stadt Zwettl»Neuwahl des Kommandos.

Bei der am Samiag, dem 22.5.1965 unter Vorsitz des Bürgermeisters

durchgeführten Wahl des Ortsfeuerwehrkommandos wurden folgende

Funktionäre gewählt:

Feuerwehrkommandant: Rupert Gindler,Polizeibeamter der Stadtge¬

meinde ZwettljZwettl,Forstg.4

Komm.Stellvertreter: Franz Reininger, Kraftfahrer,Zwettl,Propsteil

Schriftführer: Josef Boncel,Gerber,Zwettl, Landstraße 38

Zahlmeister: Johann Artner, Gastwirt,Zwettl,Dreifeltigkei^s-
platz 3

Gemäß § 33 der "Feuerpolizeiordnung werden die Genannten durch

den Gemeinderat in ihrer Funktion einstimmig bestätigt.

Stadtrat Koller stellt in diesem Zusammenhang den Antrag, dem

neuen Feuerwehrkommandanten Rupert Gindler die mit Gemeinderats¬

beschluß vom 17.4.1964 dem seinerzeitigen Kommandanten Walter Tau

Einstimmig beschlossen.

ber

zugesprochene Aufwandsentschädigung von S 1ooo,— zweimal jährlic

ebenfalls zukommen zu lassen, und zwar solange als dieser von

keiner anderen Stelle in seiner Funktion eine Zuwendung erhält.

Vizebgm.Dr.Denk und Stadtrat Teufl erklären, daß dieser seiner¬

zeitige Beschluß selbstverständlich auch auf den neuen Komman¬

danten Anwendung finden soll sowie auf alle künftigen.

ANTRÄGE

8.) Anbringung von Verkehrszeichen im Stadtgebiet.

Vizebgm.Dr.Denk berichtet von der am 3o.Juni d.J.stattgefundenen

Kommission bezüglich Anbringung von Verkehrszeichen im Stadt¬

gebiet. Hiezu stellt er folgende Anträge:

Abänderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 22.Februar 1965 be¬

züglich Verhängung eines'•Parkverbotes»für den hausseitig gelege¬

nen Teil der Fahrbahn zwischen dem Gemeindeamtsgebäude und dem

Dreifaltigkeitsplatz (Ecke Parkos-Fürst) sowie dem zwischen Ecke

Einstimmig beschlossen.



Parkos-Eingang zum Gemeindeamt gelegenen Teil der Landstraße auf

Verhängung eines "Halteverbotes".

b) verhängung eines "Halteverbotes" gegenüber dem Feuerwehrdepot

für LKW.

c) Einseitiges"Halteverbot"von der Johannes-Kapelle bis zur
Syrnauerbrücke.

d) Ebenfalls Erlassung eines "Halteverbotes" statt "Parkverbot"

in der unteren Landstraße (stadteinwärts rechts) vom Kranken¬

haus bis Haus Woschitzky.

Die vorgenannten Anträge werden

9•) Verwendung von Kunststoffröhren beim 'asasserleitungsbau.
Vizebgm.Dr.Denk gibt einen ausführlichen Bericht über durchge¬

führte Besichtigungen in Groß-Pertholz und St.Pölten bezüglich

der Verwendung von Kunstoffröhren. Es habe sich hiebei ergeben,

daß solche Rohre, die noch dazu preislich billiger kämen als

Gußeisenrohre, eine längere Verlegung ermöglichen. Außerdem

wächst bei diesen der Querschnitt nicht zu und es erfolgt keiner¬

lei Dehnung. Weiters findet Vizebgm-Dr.Denk es bemerkenswert,

daß die Stadtgemeinde St.Pölten, die diese Rohre schon seit

Jahren verwendet, bei diesen noch keinen Rohrbruch zu verzeichnen

hatte.In Holland werden Kunststoffröhre bereits seit 25 Jahren

verwendet.

Die Verwendung der Kunststoffröhre der Firma Symalen, Krems, beim

Bau der neuen Wasserleitung wird über Antrag von Vbgm.Dr.Denk

1 o.) Anbotseröffnung für Kanalisation Zwettl-mechanische Klär¬

anlage, maschinelle Ausrüstung.

Auf Grund der öffentlichen Ausschreibung der maschinellen Aus¬

rüstung für die mechanische Kläranige im Zuge der Kanalisations¬

errichtung Zwettl wurden folgende Offerte eingereicht:

Firma Josef Pantucek, Wien 11. S 288.o11,—

Firma Purator Kläranlagen,Wien 4. " 3o2.347,—

Vizebgm.Dr.Denk erklärt hiezu, daß beide Offerte von Dipl.Ing.

Ernst Moucka überprüft worden seien und dieser feststellte, daß

sich die Firma Pantucek nicht an den Ausschreibungstext gehalten

und Pumpen angeboten habe, die nicht das leisten, was verlangt

wird. Bei Herausnahme der Pumpenkosten erscheint demnach das An¬

bot der Firma Pantucek ungünstiger als das der Firma Purator.

Mii Rücksicht darauf, daß die im Anbot verlangten Pumpen zweck¬

mäßig und erforderlich sind, wird die Lieferung der maschinellen

Ausrüstung für die Kläranlage Zwettl der Firma Purator - Kläran¬

lagengroßhandel, Wien IV., übertragen -

11.) Vizebgm.OSR.Pexider fragt an, ob vor Inangriffnahme des
Kläranlageprojektes die Grundangelegenheit erledigt worden sei,

da Herr Scharitzer senj. etwas von Besitzstörung bei seinem Grund

habe verlauten lassen.

Der Bürgermeister erwidert, es sei seinerzeit bei der Kommissio-

nierung von den Vorbesitzern Loidl,Scharitzer und tfruckner die

schriftliche Zustimmung zur Benützung der Grundstücke gegeben

worden. Bezüglich des Preises für die käufliche Erwerbung durch

die Gemeinde wurde jedoch noch nichts fixes vereinbart.

Stadtrat Dr.Ma.y stellt hiezu den Antrag, die für die Errichtung

der Kläranlage notwendigen Grundstücke zum Preis von S 6o,— pro

m^ anzukaufen.

1 2.) Anschaffung eines Lautsprechers.

Stadtrat Dr.May führt an, daß in der letzten Kuratoriumssitzung

der Volkshochschule die Anschaffung eines Lautsprechers - auf

einem PKW montierbar- in Erwägung gezogen worden sei. Der An-

einstimmig angenommen.

einstimmig beschlossen.

einstimmig beschlossen.

Einstimmig angenommen.



achaffungspreis würde 13.000 S betragen. Hiezu wurde die Volkshoch¬

schule die im Budget der Stadtgemeinde zur Verfügung stehenden 2.000S

anzahlen. Die Gemeinde seibat würde zur Vorfinanzierung des rest¬

lichen Betrages ersucht werden, welcher von der Volkshochschule ratenJ-

weise zurückgezahlt würde.

GR.Labg.Anderl findet, es wäre wohl besser, wenn die Gemeinde diesen
* ( 1

Lautsprecher selbst ankaufen und der Volkshochschule verleihen würde.

Nach eingehender Debatte, an der sich Vizebgm.OSR.Pexider und Stadt¬

rat Teufl beteiligen, stellt Stadtrat Lindner den Antrag, in die

nächste Budgeterstellung den Ankauf des Lautsprechers durch die Ge¬

meinde einzuplanen und dieaen Lautsprecher der Volkahochschule zur

Wartung und Pflege zu übergeben, die ihn auch gegen eine Leihgebühr

anderen Vereinen für Ankündigungen zur Verfügung stellen kann. Die

Volkshochschule zahlt dafür im nächsten Jahr S 2.000 an die Gemeinde

und stellt dieser das Gerät nach Bedarf gratis zur Verfügung.Dies wird

Stadtrat Dr.May dankt herzlichst für das der Volkshochschule entgegen¬

gebrachte Verständnis.

13.) Vizebgm. QSR.Pexider begrüßt es, daß die am öffentlichen

Brunnen in der Florianigasse irrtümlich angebrachte Tafel mit dem

Hinweis "Kein Trinkwasser" bereits wieder entfernt wurde. Die

Gemeinde solle jedoch Vorsorge treffen, daß die Brunnen mit verwend¬

barem Wasser gut abgesichert und instandgesetzt sind.

Vizebgm.Dr.Denk versichert, es seien bereits die nötigen Anweisungen

gegeben worden.

14.) Stadtrat Anderl bringt den Kostenvoranschlag der Firma Siemens

für die Elektrifizierung des Hauptplatzes, welche mit den selben

Leuchten wie am Dreifaltigkeit3platz ausgeführt werden soll, zur

Kenntnis. Die Kosten würden sich auf rund S 57.42o belaufen (diese

sind im Budget vorgesehen).

Stadtrat Anderl wird bevollmächtigt, nach Rücksprache mit Herrn Ing.

Rapotnik von der Firma Siemens bezüglich endgültiger Situierung der

Leuchten, diese Arbeiten zu vergeben.

15.) Uber Antrag des Krankenhausausschusses soll die bisher von

Frau Ernestine Eisenführer in Zwettl,Neuer Markt 1, innegehabte

Wohnung an die Krankenschwester Anny Pallier vergeben-werden. Liese

ist verheiratet und besitzt zwei Kinder.

Die von der Genannten bewohnte gemeindeeigene Wohnung in Gartenstraßjs

2 soll der Wohnungswerberin Emma Alberer, Hebamme, zugewiesen werden

16.) Auf Grund der letzten Gehaltserhöhung soll die Aufwandsent¬

schädigung der Gemeinde Vertreter ebenfalls analog um 7fo erhöht werden.

Es soll hiebei nach den Richtlinien der n.ö.Landesregierung vorge¬

gangen werden.

Personalea

17.) Pichlbauer Ferdinand, Zwettl, Schulgaase 8;Konzessionsansuchen.

Der Genannte besitzt derzeit die Konzession für die Ausgabe von

Fahrkarten für Kraftwagenfahrten und vor allem zur Veranstaltung von

Gesellschaftsfahrten mit Kraftwagen im Inland mit dem Standort Zwettl»

Schulgasse 8. Eine gleichartige Konzession besitzt auch Johann Haide|r,

geb.am 16.2.1924»Zwettl, Parkgasse 5, und Josef Kerschbaum,Zwettl,

Hamerlingstraße 6, sowie Johanna Zöch, Zwettl,Gerungserstraße 13.

Ferdinand Pichlbauer hat nun-mehr um die Verleihung der Konzession

mit den Berechtigungen gemäß § 2der Mi»isterialverordnung,BGBl.148/

1935, lit.a) Ausgabe von Fahrkarten (auch Anweisungen von Schlaf¬

wagenplätzen u.dgl.) in in- und ausländischen Verkehrsunternehmungeik

jeder Art, b) die Veranstaltung von. Gesellachaftsfahrten, c) Vermitt¬

lung von Reisegepäcksbeförderungen,Reiseunfalls- und Gepäcksver-

einstimmig beschlösse

Zur Kenntnis genommen.

Einstimmig beschlossen

Einstimmig angenommen.

Einstimmig beschlossen



Einstimmig beschlossen.

Einstimmig beschlossen.

Sicherung in der Verbindung mit der Ausgabe von Fahrkarten fiir die

Veranstaltung von Gesellschaftsfahrten, die Ausgabe von Hotelanwei- j

surigen bei gleichzeitiger Nachsicht des hiefür erforderlichen Be¬

fähigungsnachweises im Standort Zwettl, Schulgasse 8, angesucht.

Gemäß Erlaß der BH.Zwettl XIl/P-33/2-1965 vom 14-5.1965 hätte nun der

Gemeinderat zur Frage der Lokalverhältnisse,und zwar unter Bedacht-

nahme auf den streng zu prüfenden Bedarf Stellung zu nehmen, insbe¬

sondere darüber, ob und gegebenenfalls welche Anhaltspunkte dafür

gegeben sind, daß eine Nachfrage nach dem beabsichtigten Unternehmen

besteht.

Die Abstimmung mit Stimmzettel hinsichtlich des Lokalbedarfes ergibt 21 Stimmen ".ja",

da in Zwettl keine gleichartige Konzession vorhanden ist.

18.) VB.Helga Schmoll,einvernehmliche Lösufag ae3 Dienstverhältnisses.

Die Genannte ersucht um einvernehmliche Lösung des Dienstverhältnisses

mit 3o.September d.J. und Zuerkennung einer Abfertigung.

Der Personalausschuß beantragt, dem Ersuchen der VB.Helga Schmoll

stattzugeben, einer einvernehmlichen Lösung des Dienstverhältnisses

per 3o.September 1965 mit Zuerkennung einer Abfertigung in der Höhe

von drei Monatsgehältern zuzustimmen.

Im Zusammenhang damit beantragt der Personalausschuß weiter^ die frei

werdende Stelle auszuschreiben, und zwar als: ''Dienstposten für eine

Kanzleikraft mittlerer Dienst "d" mit Aifötiegsmöglichkeit. Allgemeine

Aufnahmebedingungen: österr.Staatsbürgerschaft, körperliche und

geistige Eignung, guter Leunund, mäniiche Kraft nach Ableistung des

Präsenzdienstes wird bevorzugt. Besondere Aufnahmebedingungen sollen

sein: Absolvierung einer Handelsschule oder einschlägiger Praxis¬

nachweis, Alter 16 bis 3o Jahre, perfekte Maschinschreib- und Steno¬

kenntnisse. Die Bewerbungen sollen bis 31.Juli 1965 eingebracht wer¬

den. Die Einstellung soll mit 15.August oder I.September erfolgen."

19.) Nebengebührenordnung;Abänderung.

Der Personalausschuß beantragt, den § 5, lit.e,Abs.1, der NGO dahin¬

gehend abzuändern, daß dessen erster Satz nunmehr lauten soll:

"Vertragsbedienste der Besoldungsgruppen I und II erhalten bei mindes

tens guter Dienstleistung eine qualitative Mehrdienstleistungsent-

schädigungi1

20.) Beförderungen.

Der Personalausschuß beantragt, die Rechnungsoberoffiziale Herbert

Böhm und Stefan Scherzer, die beide eine effektive Dienstzeit von

mehr als 24 Jahren zurückgelegt haben, auf einen Dienstposten der

Dienstklasse IV,Diemstzweig 66 der Gemeindebeamtendienstzweige- und

Amtstitelverordnung mit Wirkung vom 1.7.1965 zu ernennen. Mit dieser

Ernennung ist der Titel Rechnungsfachinspektor verbunden.

21.) Ernennung auf einen Dienstposten der Dienstklasse III.

Im Hinblick darauf, daß die nachfolgend angeführten Bediensteten

im Wege der Zeitvorrückung bereits die Bezüge der Dienstklasse III

erreicht haben, beantragt der Personalausschuß, sie mit Wrkung vom

1.7.1965 gemäß § 14 der Gemeindebeamtengehaltsordnung zu Beamten der

Dienstklasse III zu ernennen, u.zwar Stadtpolizei-Ra.yonsinspektor

Rupert GincQer (bezugsrechtliche Stellung W II/1 , Stadtpolizei-

Rayonsinspektor Franz Schöller (bezugsrechtliche Stellung W 3/III/3)

und Kraftfahrer Johann Weghuber (bezugsrechtliche Stellung Schema I,

Verwendungsgruppe 3/III/?).

Durch diese Ernennung ändert sich weder das Gehalt, noch der Amts¬

titel oder Vorrückungstermin.

Der Antrag des Personalausschusses wird

22.) Standesbeamter Franz Steininger;Sondervertrag.

Nach Rücksprache mit dem zuständigen Referat der n.ö.Landesregierung

Einstimmig angenommen,

Einstimmig beschlossen.

einstimmig angenommen.



(II/6) f:ir Personenstandswesen, beantragt der Personalausschuß,

mit dem Standesbeamten Franz Steininger einen Sondervertrag gemäß

§ 4o des n.ö.GVBG mit Wirkung vom 1.7.1965 abzuschließen. Der Ent¬

lohnung soll das Schema II für Beamte, Dienstklasse V, zugrunde

gelegt werden, wobei er mit Abschluß des Vertrages in die Gehalts¬

stufe 4 einzustufen wäre. Der nächste Vorrückungstermin wäre der

1 .7.1967. Gleichzeitig wäre im Vertrag festzuhalten, daß f'ir dieses

Dienstverhältnis die im § 5, lit.e der Nebengebührenordnung fest¬

gelegten Beförderungsrichtlinien für VBG nicht anzuwenden sind.

Im übrigen sollen für das Dienstverhältnis die Bestimmungen des n.ö.

GVBG gelten. Für die Bemessung des Erholungsurlaubes oder sonstigen,

von der Dienstzeit abhängenden Rechten, soll der bereits bisher

geltende Stichtag 4-. 1 0. 1933 zugrundegelegt werden.

Stadtrat Killer berichtet von seiner Vorsprache beim Amt der n.ö.

Landesregierung. Laut § 4o des n.ö.GVBG kann mit einem Bedienste¬

ten dann ein Sondervertrag abgeschlossen werden, wenn sich eine

besondere Lage ergibt. Der Standesamtsdienst ist gehobener Fach¬

dienst, vor allem in jenen Bezirken, wo sich auch ein Krankenhaus

befindet. Die derzeitige Entlohnung des Genannten beträgt 3 4.3o3.---

die Entlohnung in der Gruppe Mb" würde " 4.878,—

betragen. Die Mehrdienstleistungsentschädigung würde dem- S 575,—
nach ==========4=

ausmachen.

Stadtrat Lindner beantragt, für alle Bediensteten einen Systemierungs-

plan zu erstellen, aus welchem ersichtlich ist, wie die einzelnen

Posten bewertet sind. Bis dahin solle der vorgenannte Punkt zurück¬

gestellt werden. Stadtrat Dr.May vertritt ebenso diesen Standpunkt.

Vizebgm.OSR.Pexidej erwidert, ein solcher Plan könne ja erstellt

werden, jedoch sei er der Meinung, daß der Posten des Standesbeamten

ein "b"-Posten sei und ein solcher Vorschlag des Personalausschusses

wohl die beste Lösung wäre. Auch die Entscheidungen des obersten

Gerichtshofes zeigten solche Ergebnisse. Dä^r brauche man den Punkt
nicht zurückstellen.

GR.Labg.Anderl, Stadtrat Koller und GR.Holzl sprechen sich ebenfalls

in diesem Sinne aus.

Nachdem GR.Dir.Schmöllerl sich für eine Mitte-durch-Lösung aus¬

spricht, schlägt er eine kurze Unterbrechung zwecks Beratung der

öVP-Fraktion vor.

Die ÖVP-Fraktion zieht sich zu einer kurzen Beratung zurück.

Nach dieser Unterbrechung der Sitzung wird diese wiederum fortge¬

setzt.

GR.Dir.Schmöllerl erklärt namens der ÖVP-Fraktion, daß diese dem

Antrag des Personalausschusses zustimmen werde.

Die Abstimmung ergibt

23.) Sulzbacher Ludmilla, Anstaltshebamme;Kündigung.

Da Frau Sulzbacher am 5.8.1965 das 60.Lebens jähr vollendet und da¬

mit das für Leistungen aus dem Versicherungsfall des Alters in der

gesetzl.Pensionsversicherung vorgeschriebene Anfallsalter erreicht,

hat sie selbst dringend ersucht, ihr Dienstverhältnis seitens des

Dienstgebers zum 31.August 1965 zu kündigen.

Um die Kündigungsfrist einhalten zu können, -urde die Kündigung mit

28.5.1965 durch den Bürgermeister ausgesprochen. Auf Grund ihres

Dienstverhältnisses hat die Genannte Anspruch auf eine Abfertigung

in Höhe des Dreifachen des letzten Monatsbezuges.

Die nachträgliche Genehmigung dieser Kündigung wird

einstimmig angenommen.

einstimmig beschlossen.

24.) Prim.Dr.Alfred Karner Beförderung.

Der Krankenhausausschuß beantragt, Herrn Prim.Dr.Alfred Karner ;

mit Wirkung vom 1.7.1965 auf einen Dienstposten der Dienstklasse VII

zu ernennen. Einstimmig angenommen.



25.) Hilfskrankenschwsster Anna Pallier;Mehrdienstleistungs-

entschädigung.

Der Krankenhausausschuß beantragt, der Hilfskrankenschwester

Anna Pallier für die Dauer ihrer Verwendung im Krankenpflege¬

dienst eine Mehrdienstleistungsentschädigung in Höhe der Diffe-
*

renz ihres schemamäßigen Bezuges auf den Bezug eines Vertrags¬

bediensteten der Entlohnungsgruppe "c" derselben Gehaltsstufe

zuzuerkennen. Wirksamkeitsbeginn 1.7.1965.

Vizebgm.OSR.Pexider stellt hiezu den Antrag, die Genannte nicht

nur nach dem Bezug, sondern wirklich in Entlohnungsgruppe 11 c"

einzureihen, da sie ja auch den Dienst einer Krankenschwester

versieht. /

über diesbezügliche Befragung erklärt Stadtamtsdirektor Bleidl,

daß nach dem Krankenpflegegesetz hiezu ein Staatsdiplom not¬

wendig wäre.

Stadtrat Teufl vertritt die Meinung, es bedeute dies ja keinen

finanziellen Nachteil, außerdem wäre eine solche Vorgangsweise

gegenüber den diplomierten Krankenschwestern eine Zurücksetzung.

Über Antrag von GR.Labg.Anderl zieht sich die SPÖ-Fraktion zu

einer kurzen Beratung zurück.

Nach dieser stellt Vizebgm.OSR.Pexider fest, daß seiner Meinung

nach Frau Pallier in rlc" einzureihen wäre, seine Fraktion dem

Antrag des Krankenhausausschusses im Hinblick auf die gleich¬

wertige finanzielle Stellung jedoch zustimmen werde.

Der Antrag des Krankenhausausschusses wird sodann einstimmig angenommen.

26.) Frau Annemarie Kolm;Entlohnung.

Der Personalausschuß beantragt, die Entlohnung der für Urlaubs¬

vertretung und auch sonst zeitweise bei der Gemeinde verwendeten

ehemaligen VB.Frau Annemarie Kolm so festzusetzen, daß sie den

ihrer Stundenleistung entsprechenden Ifeil des Gehaltes eines

Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe "c",Entlohnungsstufe ')

erhält. Die Berechnung des Stundenlohnes hat so zu erfolgen, daß

der genannte schemamäßige Bezug durch 195 dividiert wird. Einstimmig beschlossen.

Über Antrag von Stadtrat Koller sollen alle jene Bediensteten,

die in dieser Gemeinderatssitzung befördert wurden, hievon per¬

sönlich durch den Herrn Bürgermeister im Beisein des Personal¬

referenten Stadtrat Koller verständigt werden. Einstimmig beschlossen.

Anläßlich der letzten Sitzung vor den Ferien wünscht der Bürger¬

meister allen Mitgliedern des Gemeinderates recht gute Erholung,

damit diese nach dem Urlaub wieder neugestärkt zur Zusammenarbeit




